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Die Universität Heidelberg und der „Fall Philipp
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Der Umgang mit der antirepublikanischen Provokation eines 

Hochschullehrers 1922/23

Der „Fall Philipp Lenard“

„Die tiefbetrüblichen Vorgänge, die sich wie anderwärts so leider auch innerhalb unserer
Stadt und Hochschule als Folge des fluchwürdigen Verbrechens, in dessen Banne wir ste-
hen, abspielten, haben jedem, der von vaterländischer Gesinnung und staatsbürgerlichem
Verantwortungsgefühl auch nur einen Hauch in sich spürt, wieder einmal auf das eindring-
lichste vor Augen geführt, woran wir leiden und was uns zu allererst not tut.“1

Diese deutlichen Worte fand der Engere Senat der Universität Heidelberg in einer
Erklärung vom 28. Juni 1922, um die Ereignisse zu beschreiben, die sich am Vortag
um das Heidelberger Physikalische Institut abgespielt und innerhalb wie außerhalb
der  Universität  einen  Skandal  verursacht  hatten.  Anlässlich  der  Beerdigung  des
Reichsaußenministers Walther Rathenau, dessen Ermordung durch die rechtsterro-
ristische Organisation Consul am 24. Juni 1922 ein „politisches Erdbeben“2 in ganz
Deutschland ausgelöst hatte, verfügte im Rahmen einer staatlich angeordneten To-
tenehrung auch das Heidelberger Rektorat, den Universitätsbetrieb am 27. Juni ru-
hen zu lassen und in den Instituten die Flaggen auf halbmast zu setzen.3 Philipp Le-
nard, der Direktor des Physikalischen Instituts, einerseits als Nobelpreisträger und
angesehener Experimentalphysiker,4 andererseits bereits in den frühen 1920er Jah-
ren  als  extremer Antisemit  und „Verfechter  völkisch-nationaler  Ideen“5 bekannt,
ignorierte diese Anweisung aus „antirepublikanischem und antisemitischem Ressen-
timent“6. Dies bewegte eine Gruppe aus Arbeitern, Gewerkschaftern und Studenten
unter der Beteiligung Carlo Mierendorffs – damals Vorsitzender der Sozialistischen
Studentengruppe7 – dazu, in Lenards Institut einzudringen, um die Befolgung der
staatlichen Vorschriften durchzusetzen.

Dieser bereits in zeitgenössischen Quellen als „Fall Lenard“ bezeichnete Vorfall
entfachte eine massive und stark gespaltene öffentliche Resonanz, die sich in Zei-
tungsartikeln, Solidaritätsbekundungen und Unterschriftenaktionen ausdrückte. Dar-
über hinaus zog die Affäre im Rahmen ihrer Aufarbeitung drei juristische Verfahren
nach sich: Im April 1923 wurde Mierendorff von der Heidelberger Strafkammer we-
gen „Haus- und Landfriedensbruch“ zu vier Monaten Haft verurteilt, von dem Diszi-
plinargericht der Universität Heidelberg jedoch später von der Anklage der „Störung
der Sitte und Ordnung des akademischen Lebens“ freigesprochen. Lenard wurde
währenddessen in einem durch das badische Ministerium des Kultus und des Unter-
richts8 durchgeführten  Disziplinarverfahren  lediglich  mit  der  Ordnungsstrafe  des
Verweises bedacht.9 Auch nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten, die
Lenard früh unterstützt hatte und für die er zu einer Art „Gallionsfigur“10 wurde, wa-
ren die Ereignisse Jahre später noch so präsent, dass sie sich ideologisch instru-
mentalisieren ließen.11
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Die Aufmerksamkeit, die der Affäre bereits in den 1920er Jahren zuteilwurde,
macht sie in Verbindung mit ihrem brisanten politischen Hintergrund und den pro-
minenten Beteiligten zu einem interessanten Einzelfall, um sich einer historischen
Betrachtung der Universität Heidelberg in der Weimarer Republik zu nähern. Hatte
die Hochschule den Ruf, in ihrer politischen Ausrichtung im Vergleich zum übrigen
Reich in gewisser Hinsicht eine „liberale Hochburg“12 zu sein, bietet der Fall Lenard
mit seiner gut dokumentierten Aufarbeitung und Nachwirkung die Möglichkeit, kon-
kret zu untersuchen, wie die Universität mit der weithin sichtbaren antirepublikani-
schen Provokation durch einen ihrer Lehrer tatsächlich umgegangen ist. Damit ein-
hergehend wird in diesem Aufsatz zudem beleuchtet, inwieweit Lenard vorwiegend
als Wissenschaftler und Akademiker oder als politisch denkender und agierender
Mensch bewertet wurde – welche politische Dimension also den Handlungen eines
Hochschullehrers zugesprochen wurde, und welche Gewichtung diese im Vergleich
zu dessen wissenschaftlicher Relevanz hatte. Insbesondere bei Lenard, der in zahl-
reichen Quellen und späteren Abhandlungen im Spannungsfeld eines  relevanten
Naturforschers auf der einen Seite, eines fanatischen Ideologen auf der anderen
Seite charakterisiert wird,13 liegt diese Betrachtungsweise auf der Hand.

Quellenlage und Forschungsstand

Für eine historische Untersuchung des Skandals sind insbesondere die Disziplinar-
und Personalakten aus den Beständen des Universitätsarchivs Heidelberg und des
Generallandesarchivs Karlsruhe aufschlussreich. Durch die langjährige Tätigkeit Phi-
lipp Lenards als Heidelberger Hochschullehrer14 wurden seine Daten sowohl von der
Universität als auch vom badischen Kultusministerium umfassend gesammelt. So
verfügt das Universitätsarchiv Heidelberg über vier Personalakten zu Lenard,15 wo-
bei der Vorfall am 27. Juni mit seiner Aufarbeitung zusätzlich in zwei separaten Ak-
ten dokumentiert ist.16 Diese umfassen unter anderem Senatsprotokolle, Unterlagen
zu den einzelnen juristischen Untersuchungen, Stellungnahmen und Forderungen
von universitären und externen Akteuren, eine Sammlung an zeitgenössischen Zei-
tungsartikeln sowie interne Korrespondenz, beispielsweise zwischen dem Engeren
Senat17 und dem Kultusministerium. Darüber hinaus liegt im Universitätsarchiv und
im Generallandesarchiv jeweils eine Disziplinarakte zu Carlo Mierendorff vor, welche
Dokumente zu dem gegen ihn eingeleiteten Disziplinarverfahren enthält.18 Im Gene-
rallandesarchiv findet sich zudem eine weitere Personalakte zu Lenard,19 die eine
erschöpfende Sammlung zu dem Vorfall  um die  Rathenau-Beisetzung beinhaltet
und Einblicke in die Korrespondenz erlaubt, die das Kultusministerium im Rahmen
der Affäre geführt hat.20

Abgesehen von diesen archivalischen Quellen liegen mehrere nachträgliche Be-
schreibungen des Vorfalls von Beteiligten und Zeitgenossen vor. Willy Hellpach, der
damalige Minister des Kultus und des Unterrichts, thematisiert in seinen Erinnerun-
gen den Fall Lenard, den er bei seinem Amtsantritt im November 1922 als „Erb-
stück“21 übernommen hatte. Eine detaillierte Beschreibung der Institutsbesetzung
bietet ferner Hugo Marx, der am 27. Juni 1922 als diensthabender Staatsanwalt die
Ereignisse miterlebt hatte,22 und auch der Schriftsteller Carl Zuckmayer gibt die Epi-
sode um seinen Freund und ehemaligen Kommilitonen Mierendorff in zwei Darstel -
lungen wieder.23 Interessant sind zudem die Lebenserinnerungen von Philipp Lenard
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selbst, die dieser 1931 begonnen und bis 1943 unter dem Titel „Erinnerungen eines
Naturforschers, der Kaiserreich, Judenherrschaft und Hitler erlebt hat“ weitergeführt
hat, wobei wahrscheinlich eine posthume Veröffentlichung geplant war. Ausführlich
schildert Lenard in dem Abschnitt über die „Erinnerungen aus der Kampfzeit der
NSDAP“ die „sehr bekannt gewordene Stürmung“24 seines Instituts.

In der Forschung wird der Fall Lenard als biographisch einschneidendes Ereignis
in Darstellungen thematisiert, die sich explizit mit der Person Lenards oder Mieren-
dorffs auseinandersetzen. Die Lenard-Literatur wertet den Vorfall oft als eines der
„Schlüsselerlebnisse“25 für  die  weitere  ideologische  Radikalisierung  des  Wissen-
schaftlers,  vor  allem im Hinblick auf  seine Hinwendung zum Nationalsozialismus
spätestens ab 1924.26 In biographischen Abhandlungen über Mierendorff taucht die
Episode einerseits als für den Studenten juristisch und akademisch bedrohliches Er-
eignis auf.27 Andererseits wird der Fall als frühe „militante Aktion“28 des späteren
Widerstandskämpfers  gegen  den  Nationalsozialismus  gewertet.  Darüber  hinaus
taucht die Affäre auch in Übersichtsdarstellungen zur politischen Geschichte der
Universität Heidelberg in der Weimarer Republik auf. Hier wird der Fall meist im
Kontext weiterer Skandale angeführt, die durch politisch abweichendes Verhalten
eines Hochschullehrers in diesem Zeitraum ausgelöst wurden – das bekannteste
Beispiel sind die Eklats um den Pazifisten Emil Gumbel.29 Durch die Behandlung des
Falles als ein Teilaspekt unter vielen wird dieser jedoch recht knapp und teils ver-
kürzt dargestellt. Dadurch treten mitunter Ungenauigkeiten auf – unter anderem
die nichtzutreffende und für die Argumentation dieses Aufsatzes zentrale Behaup-
tung, die Universität Heidelberg und nicht das Kultusministerium habe ein Diszipli-
narverfahren gegen Lenard durchgeführt.30

Philipp Lenard als ideologischer Außenseiter im Heidelberger Lehrkörper 

der 1920er Jahre

Die deutschen Universitäten und ihre Hochschullehrer charakterisierte in der Wei-
marer Republik in der Mehrheit eine gegen die Republik gerichtete, dem neuen
Staat ablehnend oder distanziert gegenüberstehende und rückwärtsgewandte Hal-
tung.31 In dieses Bild reihte sich die Universität Heidelberg „nur sehr teilweise“32 ein,
wie Eike Wolgast hervorhebt. Vor allem durch die vergleichsweise hohe Zahl repu-
blikanisch eingestellter Hochschullehrer und das Fehlen einer einflussreichen rechts-
radikalen Gruppe33 entwickelte Heidelberg in gewisser Hinsicht den Ruf einer „libe-
ralen Hochburg“34.  Diese verhältnismäßig starke Präsenz republikanisch gesinnter
Kräfte darf jedoch nicht überbewertet werden: Christian Jansen und Norbert Gio-
vannini gehen davon aus, dass insgesamt auch in Heidelberg aktives politisches En-
gagement unter den Hochschullehrern die Ausnahme war und sich die Masse dem
Muster des „politisch passive[n] Fachgelehrte[n]“35 zuordnen ließ. Insbesondere die
Medizinische und Naturwissenschaftliche Fakultät enthielten sich politisch fast völ-
lig.36 Die Mehrheit der Hochschullehrer hatte eine überparteiliche Vorstellung von
Politik, die mit einer Berufung auf als überpolitisch verstandene Werte wie „Nation“
oder „Volk“ verbunden war und die Parteistreitigkeiten und oppositionelles Handeln
ablehnte.37 Aus diesem Grund war die Toleranz gegenüber politischem Verhalten
gering, das den „jenseits von parteipolitischen und ideologischen Interessendiver-
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genzen bewahrte[n] Konsens“38 angriff. Hier ist insbesondere der Fall Gumbel zu
nennen, der oft als „Grenze der Toleranz nach links“39 gedeutet wird. Skandale um
rechtsextreme Mitglieder des Lehrkörpers wie den Fall Lenard hält Jansen für ein
Zeichen, dass die „interessensrepublikanischen und demokratischen Kräfte“40 im-
merhin stark genug waren, gegen antirepublikanische Dozenten in gewisser Weise
vorzugehen. Giovannini hingegen sieht die Affären als Hinweis, dass „die republika-
nische Reputation der Universität nur auf brüchigem Terrain gediehen“41 war.

Als „politischer und gesellschaftlicher Außenseiter“42 im Heidelberger Lehrkörper
fiel Philipp Lenard aus dem Rahmen: War der 1862 in Österreich-Ungarn geborene
Physiker in seiner Anfangszeit als Professor und Institutsdirektor in Heidelberg ab
1907 noch weitgehend unpolitisch gewesen,43 trat er seit Beginn des Ersten Welt-
krieges zunächst mit nationalistischen Vorstellungen,44 später dann als Verfechter
einer völkischen Ideologie und eines „fanatische[n] Antisemitismus“45 hervor. Diese
Entwicklung wird oft als Widerspruch zu Lenards Karriere als herausragender Expe-
rimentalphysiker gesehen: Für seine Arbeit über Kathodenstrahlen hatte er 1905
den Nobelpreis erhalten,46 und sein Ansehen in der wissenschaftlichen Gemeinde
war zu Beginn des 20. Jahrhunderts immerhin so groß, dass die Universität Heidel-
berg ein neues Physikalisches Institut bauen ließ, um Lenard als Professor zu ge-
winnen.47 Am deutlichsten wird der „radikale Wandel“48 in Lenards Einstellung an-
hand der seit Beginn der 1920er Jahre öffentlich geführten Auseinandersetzung mit
seinem Fachkollegen Albert  Einstein,  dessen Relativitätstheorie und der theoreti-
schen Physik an sich.49 Dieser Konflikt begann als recht sachliche Kritik Lenards, die
mit der Zeit jedoch immer mehr von völkischer und antisemitischer Ideologie durch-
drungen wurde.50 Während der NS-Herrschaft mündete dies in Lenards Bemühun-
gen um die Etablierung einer anti-jüdischen „Deutschen Physik“.51

Aber auch schon vor dem Sommer 1922 hatte Lenard seinem Institut zuneh-
mend den Ruf verschafft, „Hochburg völkisch gesinnter Akademiker“52 zu sein: Vor-
lesungen schloss der Physiker regelmäßig mit antisemitischen oder gegen den Staat
gerichteten Ausführungen, später auch mit „Lobreden auf Hitler“53, und von seinen
Mitarbeitern verlangte er eine ablehnende Positionierung gegenüber der theoreti-
schen  Physik.54 Bezogen  auf  die  Wahrnehmung  Lenards  im  übrigen  Lehrkörper
spricht viel für Wolgasts These, man habe ihn „mit seinen völkischen und antisemi-
tischen Tiraden […] nicht ernstgenommen“55, wodurch Lenard zunehmend isoliert
und als „Anekdotenfigur“56 bekannt gewesen sei. Ein Gerücht besagte, er habe sich
geweigert, den Namen Newtons im Original auszusprechen, „weil er im Englischen
‚Juten‘ lautete“57.  In einem Gutachten, das der Chemiker Karl Freudenberg nach
dem Ende der nationalsozialistischen Herrschaft 1946 über seinen ehemaligen Kol-
legen schrieb, berichtet dieser, der Professor habe mit seinen ideologischen Ausfäl-
len „Narrenfreiheit“58 genossen und sei nicht groß beachtet worden. Lenards öffent-
liche Hinwendung zu Hitler als einer der ersten deutschen Professoren überhaupt59

erfolgte spätestens 1924, als er nach dem Urteil im Hitlerputsch eine solidarische
Erklärung60 abdrucken ließ.  Bei  Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft  war
der Physiker dann bereits emeritiert, wurde von den neuen Machthabern aber mit
Ehrungen überhäuft.61 1947 starb Lenard, ohne dass er sich zuvor für seine – wenn
auch hauptsächlich symbolische – Rolle im Nationalsozialismus hätte verantworten
müssen.62

100 Marie-Thérèse Roux



Die Besetzung des Physikalischen Instituts am 27. Juni 1922

Der Mord an dem in rechtsextremen Kreisen verhassten liberalen Außenminister
Walther Rathenau am 24. Juni 1922 reihte sich ein in eine Serie an Attentaten auf
führende Repräsentanten der Republik seit 1921 und wurde von vielen Zeitgenos-
sen als Zäsur erlebt. Am 27. Juni 1922, dem Tag der Beisetzung Rathenaus, kam es
in mehreren Städten zu Demonstrationen gegen den Mord und für die Republik.63

Auch in Heidelberg wurde ein Trauerzug für Rathenau abgehalten, und das Staats-
ministerium in  Karlsruhe  ordnete  an,  dass  in  Baden  „der  Dienst  bei  sämtlichen
staatlichen Stellen von 1 Uhr ab“64 zu ruhen habe. Dieser Erklärung schloss sich das
Rektorat der Universität Heidelberg unter Georg Beer an und verhängte am Tag der
Beisetzung in einer ersten Mitteilung die Einstellung des Universitätsbetriebs. In ei-
ner  weiteren Anordnung folgte etwas später die Aufforderung, die Institute auf
halbmast flaggen zu lassen.65 Lenard kam beiden Anweisungen nicht nach und hielt
in seinem Physikalischen Institut  am Philosophenweg mit  einigen Studenten ein
Praktikum ab, nachdem er zuvor bereits den 1. Mai als gesetzlichen Feiertag igno-
riert hatte.66 Dies löste die Besetzung des Instituts durch Arbeiter, Gewerkschafter
und Studenten aus, die in der Folge als Fall Lenard Aufsehen erregte. In der Litera-
tur wird für eine Rekonstruktion des Vorfalls67 häufig auf Mierendorffs Darlegung
der Ereignisse68 sowie auf die Ausführungen Lenards in seinen Erinnerungen und
die im Nachhinein entstandenen Darstellungen von Marx69 und Zuckmayer zurück-
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gegriffen. Als Ergänzung dazu liegen im Universitätsarchiv Heidelberg die noch am
selben Tag verfassten Berichte der beteiligten Polizeibeamten sowie die nicht da-
tierten Schilderungen eines Mitarbeiters des radiologischen Instituts, Dr. F. Schmidt,
und des Physikstudenten Karl Röser vor. Darüber hinaus gibt die im Juli 1922 für
die Polizei verfasste Stellungnahme Lenards weitere Auskünfte, die sich insbesonde-
re in der Darstellung seiner Motivation stark von den Erinnerungen unterscheidet.70

Mierendorff beschreibt in seinem Bericht den eskalativen Verlauf am 27. Juni als
Reaktion der Beteiligten auf eine Reihe von Provokationen durch Lenard. Nachdem
er den erwarteten Verstoß gegen die staatliche Anordnung am Nachmittag festge-
stellt hatte, habe er zunächst Rektor Beer telefonisch um ein Einschreiten gebeten,
worauf dieser ihm erklärt habe, er sei „dazu nicht mehr imstande“ und „das sei
doch nicht so schlimm“. Daraufhin habe Mierendorff dem Rektor mitgeteilt, dass
„die weiteren Schritte jetzt bei den Gewerkschaften lägen“71. Dieses Telefonat wur-
de später während des Disziplinarverfahrens gegen Mierendorff  von Beer bestä-
tigt.72 Auch ist ein Anruf des Studenten bei der Polizei, in dem er davor warnte,
dass aufgebrachte „Arbeiter kommen und das Institut räumen“73 könnten, in der
Darstellung von Kommissar Hauss belegt. Strittig in den einzelnen Schilderungen
und später ein wichtiger Gegenstand der gerichtlichen Verhandlungen ist, ob Mie-
rendorff im Folgenden die Arbeiter in einer geplanten Aktion zum Institut geführt
oder ob er ein Risiko zwar vorausgesehen hat, nach den Telefonaten aber erst zu
einer Gruppe hinzugestoßen ist, die von dem Trauerzug für Rathenau bereits selbst-
ständig zum Physikalischen Institut  aufgebrochen war.  In seinem Bericht  erklärt
Mierendorff selbst, dass er zu den schon versammelten Arbeitern und Studenten
hinzugekommen sei.74 Während der folgenden Ereignisse habe er dann dem von
Rektor Beer geäußertem Anliegen, „womöglichst die Schonung des Instituts zu er-
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reichen“,  seine  „ganze  Kraft“75 geliehen.  Zuckmayer  hingegen  spricht  in  seiner
nachträglichen Darstellung von einer geplanten Aktion „in Verteidigung der deut-
schen Republik“76, bei der Mierendorff die Arbeiter mobilisiert habe. Auch Marx geht
von einem aktiven Zusammenrufen der Menge durch den Studenten aus, um sich
gegen Lenards Provokation zu positionieren.77

Für die folgenden Ereignisse sind sich die Darstellungen in etwa einig, dass die
anwachsende Menge78 mehrfach versuchte, bei  Lenard vorstellig zu werden, der
daraufhin sein Institut verschloss und sein Praktikum weiterführte. Obwohl nach ei-
ner Zeit auch Polizeibeamte hinzukamen, die Einlass forderten, wurden die Tore
nicht geöffnet. Dies geht unter anderem aus dem Bericht von Kommissar Hauss
hervor, der von seinem Vorgesetzten den Auftrag erhalten hatte, „zu Professor Dr.
Lenard [zu] gehen und ihn [zu] veranlassen, die Vorlesung einzustellen“79. Auch Le-
nard bestätigt das Eintreffen der Polizisten und erklärt, er habe ein Öffnen der Tore
für gefährlich gehalten, „da bei einem evtl. Einlassen des Schutzmannes die Menge
sicher nachstürmen würde“80. Zur Eskalation kam es, als auf Anweisung Lenards
aus dem Gebäude mit Wasserschläuchen auf die Versammelten gespritzt wurde,
woraufhin diese in das Institut eindrangen.81 Während Mierendorff ihnen keinerlei
„Rachsucht oder Zerstörungswut“ 82 zuschreibt, zumal es weder größere Sachschä-
den noch Gewaltanwendungen gegeben habe, stellen Lenard, der befragte Insti-
tutsmitarbeiter und der Student Röser die Ereignisse dramatischer dar: So sei ein
Student bewusstlos geschlagen worden, und die Eindringenden hätten das Institut
mit Steinen beworfen.83 Aus einem späteren Gutachten des Senats geht hervor,
dass sich die Kosten durch eine zertrümmerte Tür und zerbrochene Fensterscheiben
auf etwa 2800 Mark beliefen, während die Institutseinrichtung offenbar nicht zu
Schaden gekommen war.84

Um Lenards Sicherheit zu garantieren, wurde er von den anwesenden Polizeibe-
amten in  Schutzhaft  genommen und anschließend innerhalb  einer  großen  Men-
schenmenge85 zunächst über den Neckar in das Gewerkschaftshaus in der Nähe des
Bahnhofs, von dort in das Gefängnis am Faulen Pelz und nachts schließlich in Ver-
kleidung in ein Hotel gebracht.86 Besonders der Gang Lenards über den Neckar ent-
wickelte sich zu einem von nationalsozialistischer Seite oft aufgegriffenen Motiv,
nach dem man nur knapp habe verhindern können, dass der Professor in den Fluss
geworfen wurde.87 Obwohl Giovannini dies richtig als „rechtsradikale Propaganda“88

kennzeichnet, handelt es sich wohl trotzdem nicht um vollkommene Legendenbil-
dung: Neben Marx berichtet auch Hauss von einer durchaus bedrohlichen Situation,
in der vermieden werden musste, „dass der Festgenommene nicht tätlich angegrif-
fen wurde“, wobei „Rufe wie Bluthund, schlagt ihn tot, werft ihn in den Neckar“89 zu
hören gewesen seien. Insgesamt wird ungeachtet aller Details deutlich, dass es sich
um einen aufsehenerregenden Vorfall handelte, der von einer breiten Menschen-
menge verfolgt wurde. Allein deshalb war es im Folgenden unmöglich, den Fall Le-
nard zu ignorieren oder diskret zu behandeln.

Die unmittelbare Reaktion universitätsinterner und -externer Akteure

Bereits einleitend wurde auf die Erklärung90 verwiesen, die der Engere Senat einen
Tag nach dem Vorfall am Schwarzen Brett der Universität veröffentlichen und zur
weiteren Verbreitung auch an lokale Zeitungen schicken ließ.91 Laut Jansen handelte
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es sich um eine „ungewöhnlich politische“92 Stellungnahme des zu diesem Zeitpunkt
vergleichsweise liberal  besetzten93 Senats, welche „geradezu idealtypisch für den
staatsloyalen Vernunftsrepublikanismus der frühen zwanziger Jahre“94 sei. In einem
ersten Absatz werden die „tiefbetrüblichen Vorgänge“ infolge des „fluchwürdigen“
Rathenaumordes auf den „Mangel einer von der Volksgesamtheit in all ihren Grup-
pen und Gliederungen […] anerkannten Staatsgewalt“ zurückgeführt, ohne die nicht
gewährleistet werden könne, dass bei aller „Freiheit der politischen Überzeugung“
den „rechtmäßigen Anordnungen der Obrigkeit“ Folge geleistet würde. In einem
zweiten Abschnitt äußert sich der Senat dann klar ablehnend zu Lenards „scharf zu
missbilligende[m] Verhalten“. Seine Missachtung der staatlichen Vorschrift wird als
Handeln in „deutlich bekundeter Opposition gegen die derzeitige Staatsleitung“ und
als „agitatorische Haltung“ gewertet, womit er seinen „ihm als Staatsbeamten und
akademischen  Lehrer  obliegenden  Pflichten“  zuwidergehandelt  habe.  Durch  den
Einschub „sowie leider auch sonst“ wird zudem auf die grundsätzliche, an der Uni-
versität bekannte Geisteshaltung Lenards Bezug genommen. In dieser ersten Erklä-
rung ordnet der Senat Lenards Verhalten somit recht eindeutig als bewusste, gegen
den Staat gerichtete Stellungnahme ein, die zu verurteilen sei. Dass es sich bei Le-
nard davon abgesehen um einen „hoch ansehenen [sic]“ Teil des Lehrkörpers han-
delt, wird zwar erwähnt, nicht aber als Eingrenzung der geäußerten Missbilligung
verwendet. Interessanterweise nimmt die Erklärung an keiner Stelle Bezug auf die
studentische Beteiligung an den Vorfällen, sondern verwahrt sich lediglich gegen
die Handlung von universitätsexternen Akteuren wie der beteiligten Arbeiter.95

Dies steht in gewisser Hinsicht in einem Kontrast zu der Senatssitzung vom 28.
Juni, in der die Erklärung verabschiedet wurde.96 Als erster Beschluss ist im Sit-
zungsprotokoll97 festgehalten, „den Disziplinarbeamten zu ersuchen, die sofortige
Untersuchung gegen die Studenten, die sich durch Herbeiholen der Arbeiter [...]
vergangen haben, einzuleiten.“  Bezogen auf Lenard einigte sich der Senat,  eine
deutlich zaghafter formulierte Stellungnahme an das Kultusministerium zu schicken,
nach der „das Ministerium nicht umhin können wird, die Einleitung des Disziplinar-
verfahrens gegen Lenard in Erwägung zu ziehen“. Diese Mitteilung enthält zudem
die Einschätzung, eine „sofortige Entbindung des Herrn Lenard von den Vorlesun-
gen und Übungen“ sei „wegen zu befürchtender Ruhestörung“ notwendig. Die Ent-
scheidung über die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen Lenard wird also
mit einer vorsichtigen Empfehlung an das Ministerium abgegeben.98 Willy Hellpach,
als Kultusminister später für den Beschluss in dieser Frage zuständig, beklagt sich
in seinen Erinnerungen, die Disziplinarbehörde habe „den bequemen Weg“ vorgezo-
gen, „dem Ministerium die Ahndung zuzuschieben“99. Auf Grundlage des Senatsbe-
schlusses kam es im Folgenden zur Anordnung des Kultusministeriums, dass Lenard
„zur  Vermeidung  gewaltsamer  Störung“  seinen  „Vorlesungs-  und  Übungsbetrieb
einstweilen  einzustellen“100 und  sein  Institut  nicht  zu  betreten  habe.  Dieser  Be-
schluss wurde nicht viel später mit „Wirkung vom 10. Juli“101 aufgehoben, woraufhin
Lenard seine Lehrtätigkeit wieder aufnehmen konnte. Wie aus mehreren Mitteilun-
gen und Anfragen des Senats hervorgeht, wurde zugleich die Einleitung eines Diszi-
plinarverfahrens gegen Mierendorff  und andere beteiligte Studenten vorangetrie-
ben. So wandte sich der Senat in einem mit „Eilt!“ versehenen Schreiben bereits am
29. Juni mit der Bitte „um alsbaldige Einleitung der Untersuchung“102 an den Akade-
mischen Disziplinarbeamten.
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Neben der Universitätsleitung positionierten sich unmittelbar nach dem Vorfall
vor allem die Heidelberger Studierenden in Unterschriftenaktionen und Solidaritäts-
bekundungen. Bis Ende Juni gingen mehrere Stellungnahmen naturwissenschaftli-
cher Studentengruppen, darunter der Chemiker und Pharmazeuten, bei der Univer-
sitätsleitung ein:  Gefordert  wird die  Einleitung eines Disziplinarverfahrens  gegen
Mierendorff, da dieser sich in einer „gewaltsame[n] Störung des akademischen Frie-
dens“ durch „die Heranziehung fernstehender Volkskreise“ in „unglaublich frecher
Weise gegen Mitglieder des Universitätskörpers vergangen“103 habe. Die Unterzeich-
ner nehmen also vor allem Anstoß an Mierendorffs Vorgehen, welches sie für un-
vereinbar mit seiner Rolle als Universitätsmitglied halten. Zu Lenards Regelverstoß
wird keine Stellung bezogen. Der Forderung nach einem Disziplinarverfahren gegen
die beteiligten Studenten schloss sich mit der Bemerkung, man müsse gegen „sozi-
alistische  Gruppen“  vorgehen,  auch  die  Vereinigung  Heidelberger  Verbindungen
an.104 Eine Relegation der Institutsstürmer verlangt in seinem Beschluss der Allge-
meine Studentenausschuss (AStA) der Universität.105 Es widerspreche der „Ehre und
Würde eines Heidelberger Akademischen Bürgers“, die „Arbeiterschaft aufzuhetzen
und ihre Hilfe  in Anspruch
zu  nehmen“.  Dass  Lenard
„gegen  eine  Verordnung
der Regierung zuwider han-
delte“,  wird  hier  immerhin
in  einem  Nebensatz  er-
wähnt. In  einer  Ende  Juli
verfassten  Solidaritätsbe-
kundung von Schülern und
Mitarbeitern Lenards gehen
diese in einer  anderen Ar-
gumentationslinie  auf  den
Vorwurf der „agitatorischen
Haltung“  in  der  Senatser-
klärung ein: Es handele sich
bei  dem Physiker  um eine
„hoch  über  parteipoliti-
schem  Treiben“  stehende
Person,  die  zwar  im  An-
schluss  an  Vorlesungen
mitunter  Bemerkungen au-
ßerhalb des Lehrstoffes ge-
macht habe, die jedoch im-
mer  „als  rein  private  Mei-
nungsäußerungen  gewer-
tet“106 worden seien.

Auch  an  das  badische
Kultusministerium  wandten
sich  Heidelberger  Studie-
rende mit Stellungnahmen,
die  sich  vor  allem auf  die
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Aussetzung der Lehrtätigkeit Lenards bezogen. In einer vielfach unterzeichneten Er-
klärung  von  „Studierenden  aller  Fakultäten“107 heißt  es,  man  empfände  es  als
„schwere Beeinträchtigung, wenn diese in der ganzen Welt in höchster Anerken-
nung stehende wissenschaftliche Autorität noch länger ihrem bisherigen Wirkungs-
kreise entzogen bleiben sollte“. Sehr deutlich wird hier eine Gewichtung vorgenom-
men, nach der die Bedeutung des „mit dem Nobelpreis ausgezeichneten Experi-
mentators“ und „glänzende[n] Pädagogen“ eine stärkere Relevanz haben müsse als
„gelegentlich fallende rein persönliche Meinungsäußerungen“.  In einem weiteren
Schreiben spricht sich der AStA dafür aus, die badische Regierung möge „im Inter-
esse der Studentenschaft und der Heidelberger Universität“ dafür sorgen, dass Le-
nard „als Gelehrtem“108 nicht das Abhalten von Vorlesungen erschwert werde. Die
Heidelberger Waffenring-Korporationen bezeichnen es schließlich als „eine Verge-
waltigung  und  Missachtung  der  deutschen  Wissenschaft  und  der  akademischen
Freiheit“, wenn eine „internationale Größe“ unter „Beschimpfungen und tätlichen
Belästigungen durch Straßen […] geschleppt“109 werde. Im Vergleich zu diesen für
Lenard sprechenden Stellungnahmen sind überlieferte Bekundungen für Mierendorff
deutlich  seltener.  Lediglich  der  studentische  „Republikanische  Aktionsausschuss“
äußerte sich in einem Schreiben, in dem Lenards Verhalten als „grobe Provokation
gegen die Republik“ verurteilt wird, die aus „Absicht und nicht Fahrlässigkeit“110 be-
gangen worden sei.

Schreiben des Heidelberger 
AStA an das Kultusministeri-
um vom 5. Juli 1922 (Quelle: 
Generallandesarchiv Karls-
ruch 235 Nr. 2202)
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Bezogen zumindest Teile der Studierendenschaft somit deutlich Stellung, sind
Quellen zur Haltung der übrigen Hochschullehrer – abgesehen von den Mitarbeitern
Lenards111 – schwieriger zu finden. Karl Jaspers erinnert sich, er habe den Fall in
seinem Seminar diskutiert und dabei zwar die „niederträchtige Gesinnung“ des Phy-
sikers verurteilt, genauso aber Mierendorffs Vorgehen, da die Universität als „über-
nationaler und überpolitischer“ Raum nicht mit „dem Makel einer politischen Aktivi-
tät […] befleckt werden“112 dürfe.  Dass aus dem Heidelberger Lehrkörper wenig
zeitgenössische Stellungnahmen zum Fall  Lenard überliefert sind, könnte auf die
dargestellte,  politisch grundsätzlich eher passive Haltung der Hochschullehrer im
Ganzen und das auch bei Jaspers zum Tragen kommende Verständnis der Universi-
tät als überpolitisch zurückgeführt werden. Möglich wäre zudem, dass Lenards Akti-
on, wie auch seine sonstigen ideologischen Tiraden, nicht ernstgenommen wurde.

Auch außerhalb der Universität löste der Fall Lenard einen Skandal aus. Deutlich
wird das durch das große Medienecho, das unmittelbar nach dem Vorfall einsetzte
und neben der Heidelberger Lokalpresse auch überregionale Stellungnahmen um-
fasste.113 Ausgewählte Artikel zeigen die Bandbreite auf, in der sich die Darstellun-
gen – je nach politischer Ausrichtung des Mediums – bewegten. Das Heidelberger
Tageblatt stellt in einem Artikel114 den Vorfall als Folge des „etwas unbesonnene[n]
Verhalten[s]“ des „als rechtsradikal bekannten“ Professors dar, der in einer „heraus-
fordernde[n] Kränkung“ der um Rathenau Trauernden die Aktion gegen sich provo-
ziert habe. Zwar wird ein unbeherrschtes Verhalten der Arbeiter kritisiert, dessent-
wegen die Polizei ein „Lynchgericht“ habe verhindern müssen, vor allem wird je-
doch  verurteilt,  dass  Lenard  „seine  deutschvölkischen  Anschauungen  und politi-
schen Privatmeinungen“ in „die öffentlichen Hörsäle“ hineingetragen habe. In eine
ganz andere Richtung ging die Berichterstattung in rechtsnationalen Medien. Die
Deutsche Zukunft, ein Heidelberger Blatt der DNVP,115 beschreibt den Vorgang als
ein die „Universität mit Schmach bedeckende[s] Schauspiel“, bei dem ein um „die
Wissenschaft und das Wohl der Menschheit hochverdiente[r] Mann“ von sozialde-
mokratischen Studenten und „Streikposten“ durch die Stadt „geschleppt“ worden
sei. Indirekt wird hier auch Lenards Missachtung der staatlichen Anordnung ver-
harmlost: Der Physiker sei bei der Polizei „denunziert“116 worden, weil er Studieren-
den das Durchführen ihres Praktikums habe ermöglich wollen.

Zwei Beiträge argumentierten in ihrer Positionierung für Lenard sogar so provo-
kativ, dass sich die Universitätsleitung zu einer Richtigstellung genötigt sah. Neben
einer ideologisch völlig überzeichneten, stark antisemitischen Darstellung in der völ-
kischen Zeitschrift Deutsche Wohlfahrt117 traf dies auf einen Kommentar des Chemi-
kers Carl Harries in der Deutschen Allgemeinen Zeitung118 zu: Obwohl ihn selbst po-
litisch „weite Räume“ von Lenard trennten, sei die Begabung der „Zierde der deut-
schen Wissenschaft“ Grund dafür, dass man ihm „viele Konzessionen machen“ müs-
se: Es sei „nicht dasselbe, ob Herr Prof. Müller oder Professor Lenard Deutschvölki-
scher ist“. Zu der „brutale[n] Art der Volksjustiz“ wäre es zudem nicht gekommen,
hätten nicht Studenten, vor allem aber „kommunistische Professoren an der Univer-
sität Heidelberg selbst“ die Massen verhetzt. In seiner Antwort119 wehrt sich der Se-
nat insbesondere gegen die Behauptung, Universitätslehrer seien in die Institutsbe-
setzung involviert gewesen: Dies sei eine „unerhört schwere Beleidigung“, die ohne
Beweise vorgebracht sei,  zumal  „kein  Mitglied  des  Lehrkörpers  der  kommunisti-
schen Partei“ angehöre. Die Reichweite des Fall Lenard wird abschließend auch an-
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hand einer Drucksache des Deutschen Reichstags aus dem November 1922 deut-
lich, in der Reichsinnenminister Adolf Köster (SPD) auf Anfrage mehrerer Abgeord-
neter zu der Affäre Stellung bezieht und die Darstellung Harries als „unrichtig und
tendenziös“120 bezeichnet.
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Die Rechtfertigung Lenards

In seinen Erinnerungen begründet Lenard sein Verhalten später unverhohlen über
seine politische Gesinnung: Anlässlich einer „Abwärtsregierung im Reich unter Leu-
ten wie […] Rathenau“ habe er es begrüßt, dass diese „wenigstens körperlich besei-
tigt“ würden, und sich nach der Ermordung des Reichsfinanzministers Matthias Erz-
berger 1921 öffentlich geäußert, dass nun „doch auch für Rathenau’s Beseitigung
die Zeit gekommen“ sei. Aus dieser Einstellung heraus sei  es für ihn „selbstver-
ständlich […] eine Unmöglichkeit“ gewesen, „einen angeordneten Trauertag mitzu-
machen“121. In der Literatur findet sich die Anmerkung, Lenard habe sein Handeln
1922 ähnlich offensiv damit erklärt, er würde „für einen toten Juden“122 sein Institut
nicht schließen.123 Auch wenn eine solche Aussage angesichts der Berichte über Le-
nards antisemitische Ausfälle keineswegs unrealistisch ist, ist sie in den offiziellen,
nachvollziehbaren Äußerungen des Professors zu diesem Zeitpunkt nicht belegt.

Ausschnitt aus dem 
Schreiben Lenards an 
das Kultusministerium 
vom 30. Juni 1922: 
„Eine ‚deutlich bekun-
dete Opposition‘ […] 
liegt meinerseits nicht 
vor.“ (Quelle: Gene-
rallandesarchiv Karlsru-
he 235 Nr. 2202)
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Stattdessen erklärte sich der Professor 1922 noch deutlich vorsichtiger und ver-
suchte, „sein Verhalten zu bemänteln“124. In seinem Bericht gegenüber der Polizei125

gibt Lenard an, er habe den Brief mit der für ihn „schwer verdaulichen“ Schlie-
ßungsanordnung gegen halb eins erhalten und die Zeit dann zu kurz gefunden, „um
einen Entschluss zu fassen“. Zur inneren Abfindung mit ihm „gänzlich fremdartig er-
scheinenden Entschlüssen“ sei er spontan nicht in der Lage gewesen. Von der An-
ordnung zur Beflaggung habe er sogar gar nichts gewusst, da er einen weiteren
Brief des Senats nicht mehr geöffnet habe – die „Zahl der vom Senat […] kommen-
den Briefe“ sei „so groß, dass bei genauer Betrachtung“ ein Fortführen von Unter-
richt und Wissenschaft nicht mehr machbar sei. Insgesamt sei ihm somit nicht be-
wusst gewesen, gegen eine Verordnung verstoßen zu haben, „da [er] diese Verord-
nung nicht gelesen habe“. Zwar ist diese Entschuldigung offensichtlich vorgescho-
ben und wird im späteren Strafkammerprozess gegen Mierendorff dann auch als
„unaufrichtig“ und zumindest „passive Resistenz“126 gewertet. Dennoch ist für die
Frage hinsichtlich des Umgangs der Universität mit einer republikfeindlichen Aktion
relevant, dass Lenard diese bewusste Gegnerschaft 1922 keineswegs so offen zu-
gab wie im Nachhinein. Deutlich wird dies auch in einem Brief an das Kultusministe-
rium, in dem Lenard am 30. Juni 1922 die Erklärung des Senats als „gröbsten Un-
dank“ bezeichnet: Eine „deutlich bekundete Opposition“ gegen die Staatsleitung sei
ihm nicht vorzuwerfen, da er lediglich die Briefe zu wenig beachtet und die „Schlie-
ßung eines sehr abseits gelegenen Instituts“ für unwichtig gehalten habe. Eine „agi-
tatorische Haltung“ liege ihm zudem vollkommen fern, da er weder jemals „öffentli-
che Reden“ gehalten habe, noch einer politischen Partei angehöre. Dass er „sehr
selten im Ganzen“ auch persönliche Gedanken mit seinen Studenten teile, dürfe
man nicht verurteilen, wenn man „überhaupt Persönlichkeiten und nicht nur ‚Beam-
te‘ als Universitätsprofessoren haben“127 wolle.

Juristische und disziplinarische Aufarbeitung des „Fall Lenard“

Am 10. April 1923, beinahe ein Jahr nach der Institutsbesetzung, wurde in einem
ersten Urteil dann Carlo Mierendorff von der Strafkammer des Landgerichts Heidel-
berg wegen „Haus- und Landfriedensbruch“ zu vier Monaten Haft verurteilt. Von
seinen Mitangeklagten, größtenteils Tagelöhner und Arbeiter, wurden zwei weitere
mit einer kurzen Gefängnisstrafe belegt.128 Das vom Kultusministerium durchgeführ-
te Disziplinarverfahren gegen Lenard, das mit der Ordnungsstrafe des Verweises für
den Physiker endete, wurde am 12. Juni 1923 abgeschlossen, während das univer-
sitäre Disziplinargericht unter der Leitung von Rektor Gerhard Anschütz Mierendorff
wenig später am 28. Juli 1923 vom Vorwurf der „Störung der Sitte und Ordnung
des akademischen Lebens“ freisprach.129

Der Strafkammerprozess gegen Mierendorff ist an dieser Stelle relevant, da das
dort gefällte Urteil in den beiden folgenden Disziplinaruntersuchungen explizit als
Grundlage verwendet wurde. In seinen Erinnerungen beklagt sich Lenard, er sei zu
der Verhandlung als Zeuge geladen, dann jedoch „in ganz unwürdiger Weise gleich
einem Hauptschuldigen behandelt“130 worden. Tatsächlich fällt  auf, dass Lenards
Verhalten in der Urteilsbegründung131 einen relativ großen Raum einnimmt. Wie be-
reits erwähnt, wird ihm sein Handeln als „passive Resistenz gegen die Regierung“
ausgelegt,  da  die  im  „republikanischen  Geiste  ergangene  Anordnung“  seiner
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„staatsfeindlichen“ Gesinnung nicht entsprach. An der Eskalation am 27. Juni trage
Lenard „einen großen Teil der Schuld“ – sein „die Staatsverordnungen sabotieren-
de[s] und die Mitbürger provozierende[s] Verhalten“ wird selbst bei der letztendli-
chen Abmessung des Strafmaßes als mildernder Umstand angeführt. Mierendorff
wird im Rahmen seiner Verurteilung zugestanden, dass er in „einer Zeit höchster
politischer Erregung“ gehandelt und sich mit der Benachrichtigung von Rektor und
Polizei zunächst richtig verhalten habe, wobei man ihm eine bewusste Mobilisierung
der Arbeiter nicht nachweisen könne. Gleichzeitig habe er jedoch mit der Gefahr
„gespielt“, die sich vor dem Institut „bei der Persönlichkeit Lenards und der politisch
stark erregten Menge“ ergeben würde, um die „gewaltsame Sprengung des Prakti-
kums“ durchzusetzen. Liberale Medien kritisierten das Urteil, das übersehen habe,
dass der „wahre Angeklagte“132 Lenard sei. Auch in der Literatur findet sich hier mit-
unter die Einschätzung, der „Fall Lenard [sei] zum Fall Mierendorff gemacht wor-
den“133.

Wie bereits dargestellt, hatte der Senat die Entscheidung über ein Disziplinar-
verfahren gegen Lenard auf das Kultusministerium übertragen. Ein Schreiben von
Kultusminister Hellpach an Rektor Anschütz vom 1. Mai 1923134 zeigt, wie stark da-
bei der Druck war, unter dem die verantwortlichen Instanzen standen: Hellpach bit-
tet um „eine tunlichst beschleunigte […] Mitteilung des revidierten Senatsbeschlus-
ses btr. Prof. Lenard“, da er ein Verfahren nicht einleiten wolle, ohne eine erneute
„Stellungnahme des Senats abgewartet zu haben“. Die Angelegenheit liege politisch
so, dass „sie sogar noch eher eine negative Stellungnahme als ein dilatorisches Ver-
fahren unsererseits vertrüge“. In dem letztendlichen Schreiben zur Einleitung des
Disziplinarverfahrens135 wird dann auf den ursprünglichen Senatsbeschluss aus dem
Juni 1922136 und darüber hinaus vor allem auf die Bewertung Lenards im Urteil der
Strafkammer  verwiesen.  Aus  den  dortigen  Ausführungen  lasse  sich  entnehmen,
dass er „die ihm obliegenden dienstlichen Pflichten“ verletzt habe, indem er „am
1. Mai 1922 und am Nachmittag des 27. Juni 1922 den Anordnungen der Regierung
bewusst […] zuwiderhandelte“.

Der weitere Verlauf  der Disziplinaruntersuchung wurde entscheidend geprägt
durch ein Entlassungsgesuch,137 das Lenard am 29. Mai beim Kultusministerium ein-
reichte: Die Einleitung des Verfahrens offenbare einen „Vertrauensmangel“ des Mi-
nisteriums, welches vorzöge, ihn „als Politiker zu betrachten, während [er] Natur-
forscher [sei]“. Ausgehend von dem Gesuch entbrannte eine weitere Welle an Soli-
daritätsbekundungen für den Physiker. Etwa 1000 der insgesamt rund 2600 Heidel-
berger Studierenden138 schickten eine Unterschriftenaktion139 an den Senat und in
leicht veränderter Form auch an das Kultusministerium. Gefordert wird die „Nieder-
schlagung des Disziplinarverfahrens und alle Schritte, […] Lenard seinem Amte, der
Universität  und der  deutschen Wissenschaft  zu  erhalten“.  Die  Unterzeichnenden
warnen vor dem „tiefen Eindruck“, den es im In- und Ausland mache, wenn ein
Wissenschaftler  wie  Lenard  „lediglich  deshalb“  aus  der  Universität  ausscheiden
müsse, „weil er seine persönliche Überzeugung offen vertreten“ habe.

Wie Arne Schirrmacher hervorhebt,140 wird ein noch größerer Druck jedoch von
den  zahlreichen  Bekundungen  deutscher  Wissenschaftsvertreter  ausgegangen
sein.141 Unter anderem versuchte Franz Himstedt, der Direktor der Deutschen Physi-
kalischen Gesellschaft, auf den Ausgang der Affäre einzuwirken: In einem Schrei-
ben142 teilt er Rektor Anschütz mit, es habe „außerordentlich große Erregung“ im In-
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und Ausland hervorgerufen, dass einer „der größten deutschen Physiker“ nur we-
gen „politischer Anschauungen“ in den Ruhestand gezwungen werde. Auch Jona-
than Zenneck, Vorsitzender der deutschen Hochschullehrer der Physik, sprach sich
gegen das Disziplinarverfahren aus,143 da „ein Rücktritt  Lenards vom feindlichen
Ausland mit der größten Genugtuung aufgenommen würde“, weshalb die „Angele-
genheit“ um die Rathenau-Beisetzung „untergeordneter Bedeutung“ sei.  Am ein-
drucksvollsten  ist  schließlich  eine  Solidaritätserklärung  fast  sämtlicher  deutscher
Lehrstuhlinhaber der Physik,144 die Ende Juni 1923 an das Kultusministerium ge-
schickt wurde und in der sich auch dezidiert liberale Professoren für den Physiker
aussprachen. In einer gemeinsamen Erklärung fordern sie, Lenard „ein Verbleiben
im Amt zu ermöglichen“, weil es sich um „einen der bedeutendsten Forscher und
Lehrer“  Deutschlands  handele.  Sehr interessant  sind die  teilweise hinzugefügten
Stellungnahmen einzelner Hochschullehrer. An der Bemerkung von Hermann Die-
ßelhorst aus Braunschweig zeigt sich exemplarisch die Höhergewichtung des wis-
senschaftlichen Einflusses Lenards gegenüber seinem politischen Handeln: Dießel-
horst erklärt, dass er Lenards politische Einstellung „keineswegs billigt, vielmehr für
gefahrbringend hält“.  Dennoch mache es  für die „praktischen Folgerungen“  den
entscheidenden Unterschied, dass man „der in solcher Zuspitzung so seltenen“ wis-
senschaftlichen Begabung Lenards das Wirkungsfeld nicht entziehen dürfe. Hellpach
kritisiert in seinen Erinnerungen diese Bekundungen, die es darstellten, „als ob der
Gelehrte gegenüber Recht und Gesetz eine Ausnahmestellung beanspruchen dürfe“,
obwohl eindeutig gewesen sei, dass „Lenard mindestens eine scharfe Rüge ver-
dient“ 145 habe.

Zu dieser scharfen Rüge kam es zum Ende des Disziplinarverfahrens, das am
12.  Juni  noch während der  anhaltenden Solidaritätsbekundungen abgeschlossen
wurde, dann allerdings nicht – stattdessen wurde Lenard in einem von Hellpach un-
terschriebenem Urteil146 mit der Ordnungsstrafe eines Verweises belegt. Als Grund
für diesen auch vom Gericht selbst als mild bezeichneten Ausgang werden zum ei-
nen Lenards „Verdienste um Wissenschaft und Lehre“ angeführt, zum anderen eine
„in der Gelehrtennatur Lenards“ fußende „mangelnde politische Urteilsfähigkeit“. So
habe dem Physiker vor dem Sommer 1922 „jede ernstliche Berührung mit staats-
bürgerlichen Fragen“ gefehlt, er habe jedoch seitdem einen Lernprozess vollzogen.
Hier bezieht sich das Urteil explizit auf eine Passage der Erklärung Lenards vor dem
Disziplinargericht,147 in der dieser sehr verklausuliert bekennt:

„Mit der mir zugeschriebenen politischen Gesinnung hat mein Verhalten überhaupt nichts
zu tun, da ich politische Gesinnung nicht pflege; doch bin ich dem republikanischen Geiste
durchaus nicht unzugänglich und ich bin der Meinung, daß die Republik, da wir sie haben,
zu schützen ist, weil sie die Form ist, in welcher unser Vaterland jetzt sein Gedeihen und
seine Zukunft suchen muß.“

In derselben Stellungnahme erklärt Lenard, er sei „kein Antisemit im landläufigen
Sinne“, habe in Vorlesungen aber öfter über den „Händlergeist einer bestimmten
Rasse“ gesprochen, da man diesen sonst „nicht erfassen und vor ihm sich hüten
kann“. In der Zeit „kurz nach der Revolution“ habe er mitunter „abfällige Bemerkun-
gen über  die Reichsregierung“ getätigt,  was jedoch missverstanden worden sei,
weshalb er sich nun mehr zurückhielte. Den 1. Mai habe er nicht als Feiertag be-
folgt, weil er dies als „Verherrlichung des Obsiegens der Marxistischen Idee“ verste-
he. Dass ihm das Urteil  dennoch bescheinigt, als „Gelehrtennatur“ politisch nicht
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bewandert zu sein, könnte zurückzuführen sein auf Lenards weitere Aussage, er
habe „niemals […] praktische Politik getrieben“, seine „ganze Arbeit“ beschränke
sich auf Forschung und Lehre. Sehr wahrscheinlich ist jedoch auch, dass der exter-
ne Druck eine Auswirkung auf den Ausgang des Verfahrens hatte.148 Lenard führte
als Grund, dass sein „Bleiben wieder mit [s]einer Selbstachtung vereinbar“149 gewe-
sen sei, ein sehr entgegenkommendes Schreiben Hellpachs150 an, in dem dieser ihn
am 19. Juni um die Rücknahme seines Entlassungsgesuches bittet: Ein Weggang
Lenards wäre ein „unberechenbare[r] Verlust“, was Hellpach „selbst an Stellen […],
die sich […] polemisch mit [Lenards] politischem Wirken“ beschäftigten, immer be-
tont habe. Lenard zog daraufhin sein Gesuch zurück, wobei ihm das Ministerium
noch eine Reihe von Zugeständnissen machte, wie die Bereitstellung eines Verwal-
tungsassistenten,  der  „formelle  Angelegenheiten,  wie  Trauertage,  Fahnendienst
usw.“151 ab sofort für ihn erledigen sollte.

Erwähnenswert ist eine weitere Quelle, die einen Blick in die Positionierungen
innerhalb des Senats erlaubt: Am 13. Juni verabschiedete dieser die Erklärung, man
„würde es in hohem Maße beklagen, wenn der Universität im Verlaufe der unerfreu-
lichen Angelegenheit  Lenard  die Lehr-  und Forschertätigkeit  eines der hervorra-
gendsten Physikers der Gegenwart verloren ginge“152. Dieser Beschluss wurde mit
sechs Stimmen angenommen – im Universitätsarchiv liegt aber auch ein Separatvo-
tum der fünf ablehnenden Senatsmitglieder vor. Diese bezeichnen es als „inoppor-
tun, einen Beschluss zu fassen, der als Abschwächung des Herrn Lenard erteilten
Verweises gedeutet werden könnte“153. Interessant ist schließlich, dass trotz der ge-
ringfügigen Abmahnung Lenards der Verweis in rechten Kreisen als  Beleidigung
wahrgenommen wurde, die den Forscher als eine Art Märtyrer „nur noch näher an
seine großen Vorgänger Kepler und Galiläi“154 gerückt habe.

Das Disziplinarverfahren gegen Mierendorff ging am 28. Juli 1923 auch für den
Studenten glücklich mit einem Freispruch aus, nachdem Forderungen nach einer
akademischen Ahndung anlässlich des Urteils gegen Lenard noch einmal lauter ge-
worden waren.155 In der Urteilsbegründung wird Mierendorff von einem liberal be-
setzten Disziplinargericht156 auf Grundlage der Befunde des Strafkammerverfahrens,
allerdings mit „entgegengesetzten Schlussfolgerungen“157, freigesprochen. Statt ei-
ner politisch motivierten Handlung wird ihm in einer „in dubio pro reo“-Entschei-
dung158 letztendlich bescheinigt, er habe „in außergewöhnlicher Lage außergewöhn-
liche Mittel angewendet […] um größeres Unheil zu verhüten“159. Dadurch war Mie-
rendorff akademisch rehabilitiert. In rechten Zeitungen wurde das Urteil scharf an-
gegriffen und unter anderem in der Deutschen Hochschulzeitung als „Schande von
Heidelberg“160 bezeichnet. Giovannini geht davon aus, dass auch die Mehrheit der
Professoren den Freispruch als „Provokation“161 verstanden haben dürfte.

Fazit

Der als „Fall Lenard“ bekanntgewordene Skandal um die antirepublikanische Provo-
kation des Ordinarius Philipp Lenard und die darauffolgende Besetzung seines Phy-
sikalischen Instituts sorgte zu Beginn der 1920er Jahre an der Universität Heidel-
berg sowie deutschlandweit für Aufsehen. Die juristische Aufarbeitung zog sich in
drei Verfahren über ein Jahr hin, und verschiedene universitätsinterne und -externe
Akteure bezogen zu der Affäre Stellung. Der Umgang der als politisch liberal gelten-
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den Ruperto-Carola mit der öffentlichen Agitation einer ihrer bekanntesten Lehrer
war dabei keineswegs einheitlich: Positionierte sich der Engere Senat unmittelbar
nach den Vorfällen nach außen hin recht eindeutig und verurteilte Lenards Handeln,
agierte er hinter den Kulissen zaghafter und übertrug die Verantwortung für ein
Disziplinarverfahren gegen den Professor auf das Kultusministerium. Durch die aus-
weichende Rechtfertigung Lenards und den öffentlichen Druck, der unter anderem
aus einer Vielzahl an Solidaritätsbekundungen entstand, endete dieses Verfahren
trotz der zunächst eindeutigen Feststellung eines staatsfeindlichen Verhaltens für
den Physiker sehr glimpflich.  Mierendorffs Verurteilung im Strafkammerverfahren
wurde hingegen von einem liberal besetzten universitären Disziplinargericht durch
eine wohlwollende Auslegung des Tatbestandes in gewisser Hinsicht umgedreht.
Während innerhalb der Universität die Studierenden größtenteils hinter Lenard stan-
den, sind Aussagen über die Haltung des übrigen Lehrkörpers anhand der vorhan-
denen Quellen schwieriger zu deuten. Für die zeitgenössische Bewertung des Falles
war insgesamt die Priorisierung Lenards wissenschaftlicher Relevanz über seine po-
litische Gesinnung entscheidend: Zwar wurde er bereits vor dem Skandal klar als
antisemitisch und republikfeindlich eingeordnet, aufgrund seiner Bedeutung für For-
schung und Lehre gestanden ihm aber selbst eigentlich konträr ausgerichtete Ak-
teure in politischer Hinsicht eine Art „Narrenfreiheit“ zu. Zugespitzt wird dies in der
Bescheinigung des Disziplinargerichts, Lenards mangelnde politische Urteilsfähigkeit
sei auf seine „Gelehrtennatur“ zurückzuführen. Hierbei ist teilweise fraglich, inwie-
weit die Provokation des Physikers überhaupt ernstgenommen oder als  relevant
eingestuft wurde.

Insgesamt kann der Umgang mit dem Fall Lenard nicht als eindeutige republika-
nische Stellungnahme der Universität, allerdings auch nicht als politische Gleichgül-
tigkeit verstanden werden. Da die Universitätsleitung die Aufgabe einer Maßrege-
lung Lenards abtrat, und sich abgesehen von der ersten Erklärung danach nicht
mehr explizit gegen das Verhalten des Physikers stellte, greift es zu kurz, die Tatsa-
che, dass Lenard sich überhaupt disziplinarisch verantworten musste, als Beweis für
die besondere Liberalität Heidelbergs zu sehen. In diesem Zusammenhang wäre in-
teressant, welche Möglichkeiten der Universität zur Verfügung gestanden hätten,
hätte sie trotz des Drucks von außen ein stärkeres republikanisches Zeichen setzten
wollen. Gleichzeitig wäre es aber auch falsch, den Universitätsakteuren insgesamt
eine Konformität mit Lenards Ansichten oder vollkommene Passivität zu bescheini-
gen. So hatte insbesondere die vergleichsweise liberale, republikfreundliche Beset-
zung des Senats und des Rektorats Anfang der 1920er Jahre mit Sicherheit eine
Auswirkung auf die deutliche erste Reaktion und den Freispruch Mierendorffs, zu-
mal interne Dokumente zeigen, dass bezüglich des Umgangs mit Lenards Entlas-
sungsgesuch keine Einigkeit bestand. Zweifelhaft ist jedoch auch, ob Lenards Ver-
stoß gegen die staatliche Anordnung in diesem Ausmaß oder überhaupt zum Thema
geworden wäre, hätte Mierendorff sie nicht mit seiner Aktion an die Öffentlichkeit
gebracht und die Zeitgenossen in gewisser Hinsicht zu einer Stellungnahme ge-
zwungen. Gerade zum Ende der Affäre hin scheint es so, als wollte sich vor allem
das Kultusministerium der lästigen Angelegenheit so unkontrovers wie möglich ent-
ledigen, ohne noch besondere politische Implikationen an seine Entscheidungen zu
knüpfen.
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102 UAH B-8910/602, Schreiben des Engeren Senats an den Akademischen Disziplinarbeam-

ten, 29.6.1922.
103 UAH B-8910/602, Schreiben der einzelnen Studentenschaften mit angehängten Unter-

schriften an den Engeren Senat, 27.–30.6.1922.
104 UAH B-8910/602, Schreiben der Vereinigung Heidelberger Verbindungen an den Engeren

Senat, 7.7.1922.
105 UAH B-8910/602, Schreiben des Allgemeinen Studentenausschusses an Rektor und Enge-

ren Senat, 30.6.1922. Interessanterweise liegt auch ein Schreiben des zweiten AStA-Vor-
sitzenden Karl Weidinger vor, der gegen den Beschluss Protest einlegt, da dieser „un-
rechtmäßig zustande gekommen“ sei. 

106 UAH B-8910/602, Schreiben der Schüler und Mitarbeiter Lenards an den Engeren Senat,
21.7.1922.

107 GLA 235 Nr. 2202, Unterschriftenaktion von „Studierenden aller Fakultäten“ an das Kul-
tusministerium, 2.7.1922.

108 GLA 235 Nr. 2202, Schreiben des Allgemeinen Studentenausschusses an das Kultusminis-
terium, 5.7.1922.
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109 GLA 235 Nr. 2202, Schreiben der Heidelberger Waffenring-Korporationen an das Kultus-
ministerium, 6.7.1922.

110 UAH B-8910/602, Schreiben des Republikanischen Aktionsausschusses an den Engeren
Senat, 30.6.1922.

111 Vgl. UAH B-8910/602, Schreiben des Physikers August Becker an den Engeren Senat,
30.6.1922.

112 Karl Jaspers: Erinnerung, in: Walter Hammer (Hg.): Theodor Haubach zum Gedächtnis,
Frankfurt a. M. 21955, S. 14–17, hier: S. 14f.

113 In GLA 235 Nr. 2202 liegt u.a. ein Artikel der Neuen Zürcher Zeitung zu dem Skandal vor.
114 Heidelberger Tageblatt, 28.6.1922, Artikel „Verhaftung des Geheimrat Lenards“, abge-

druckt in Peters, Weckbecker: Weg zur Macht (wie Anm. 10), S. 63–66.
115 Vgl. Jansen: Professoren (wie Anm. 13), S. 160.
116 Deutsche Zukunft, 5.7.1922.
117 UAH B-8917/27, Deutsche Wohlfahrt. Blätter für die Volksbewegung im Reich, Herbst

1922 (nicht genauer datiert).
118 GLA 235 Nr. 2202, Deutsche Allgemeine Zeitung, 1.8.1922.
119 UAH B-3075/1a, Antwortschreiben des Engeren Senats an Carl Harries, 4.8.1922.
120 GLA 235 Nr. 2202, Drucksache des Reichstages Nr. 5191, 1. Wahlperiode, 2.11.1922.
121 Lenard: Erinnerungen (wie Anm 20), S. 254.
122 Vgl. Giovannini: Kaiser und Führer (wie Anm. 88), S. 203; Christian Jansen: Philipp Le-

nard, in: Michael Fahlbusch, Ingo Haar, Alexander Pinwinkler (Hgg.): Handbuch der völki-
schen Wissenschaften. Akteure, Netzwerke, Forschungsprogramme, Berlin, Boston 22017,
S. 433–438, hier: S. 434. Sabrow und Wolgast formulieren es vorsichtiger als „angebli -
che“ Aussage Lenards, vgl. Sabrow: Rathenaumord (wie Anm 2), S. 165; Eike Wolgast:
Die Universität im politischen Spannungsfeld, in: Jörn Bahns (Hg.): Zwischen Tradition
und Moderne. Heidelberg in den 20er Jahren, Heidelberg 1994, S. 153–165, hier: S. 155.

123 Eventuell ist das auf die Darstellung Zuckmayers zurückzuführen, Lenard habe Studieren-
de gewarnt, er werde sich „diejenigen, die eines toten Juden wegen nicht zur Vorlesung
kämen, für die Prüfung merken“, vgl. Zuckmayer: Porträt (wie Anm. 23), S. 24.

124 Wolgast: Spannungsfeld (wie Anm. 122), S. 155.
125 UAH B-8917/27, Bericht Lenards (wie Anm. 70).
126 UAH B-8917/27, Abschrift der Urteilsbegründung im Strafkammerverfahren, 10.4.1923.
127 GLA 235 Nr. 2202, Schreiben Lenards an das Kultusministerium, 30.6.1922.
128 Vgl. Albrecht: Sozialdemokrat (wie Anm. 7), S. 57–59.
129 Vgl. Güde: Mierendorff (wie Anm. 9), S. 211–218.
130 Lenard: Erinnerungen (wie Anm. 20), S. 258.
131 UAH B-8917/27, Urteilsbegründung im Strafkammerverfahren (wie Anm. 126).
132 Ebd., Heidelberger Tageblatt, 11.4.1923, Artikel „Das Urteil im Prozess Mierendorff“.
133 Giovannini: Republik (wie Anm. 12), S. 113. Fast identisch formuliert es auch Wolgast:

Spannungsfeld (wie Anm. 122), S. 155.
134 UAH B-8917/27, Schreiben von Hellpach an Rektor Anschütz, 1.5.1923.
135 UAH B-8917/27, Schreiben von Hellpach an den Engeren Senat und an Lenard (wie Anm.

65).
136 „Der Engere Senat ist der Ansicht, dass das Ministerium nicht umhin können wird, die

Einleitung des Disziplinarverfahrens gegen Lenard in Erwägung zu ziehen […].“ Vgl. Anm.
97.

137 GLA 235 Nr. 2202, Gesuch Lenards um Versetzung in den Ruhestand an den Kultusminis-
ter, 29.5.1923.

138 Vgl. Wolgast: Universität (wie Anm. 6), S. 133.
139 UAH B-8917/27, Unterschriftenaktion für einen Verbleib Lenards an den Engeren Senat

und das Kultusministerium, 1.6.1923.
140 Vgl. Lenard: Erinnerungen (wie Anm. 20), S. 260.
141 In seinen Erinnerungen erwähnt Lenard diese interessanterweise nicht, während er die

studentische Unterstützung betont, vgl. ebd.
142 UAH B-8917/27, Schreiben Franz Himstedts an Rektor Anschütz, 5.6.1923.
143 GLA 235 Nr. 2202, Schreiben Jonathan Zennecks an das Kultusministerium, 5.6.1923.
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144 GLA 235 Nr. 2202, Gesammelte Solidaritätserklärung deutscher Hochschullehrer der Phy-
sik an das Kultusministerium, 21.6.1923.

145 Hellpach: Wirken (wie Anm. 21), S. 171.
146 UAH B-8917/27, Urteilsbegründung gegen Lenard (wie Anm. 65). Vgl. auch Hellpach:

Wirken (wie Anm. 21), S. 171: „Ich hatte kaum noch eine andere Wahl als den ‚Verweis‘“.
147 GLA 235 Nr. 2202, Erklärung Lenards in der Disziplinaruntersuchung gegen ihn, 5.6.1923.
148 So deuten es auch Jansen: Professoren (wie Anm. 13), S. 148; Schirrmacher in Lenard:

Erinnerungen (wie Anm. 20), S. 14. Es muss jedoch berücksichtigt werden, dass zumin-
dest die Erklärung der Physik-Hochschullehrer zeitlich nach dem Urteilsspruch erfolgte.

149 UAH B-8917/27, Schreiben Lenards an den Dekan der Naturwissenschaftlich-Mathemati-
schen Fakultät Jost, 26.6.1923.

150 UAH B-8917/27, Schreiben Hellpachs an Lenard, 19.6.1923.
151 Lenard: Erinnerungen (wie Anm. 20), S. 260.
152 GLA 235 Nr. 2202, Schreiben des Engeren Senats an den Kultusminister, 13.6.1923.
153 UAH B-8917/27, Separatvotum von Anschütz, Beer, Herbst, Jost und Thoma, 14.6.1923.
154 Deutsche Zukunft, 20.7.1923, Artikel „Zum Fall Lenard“.
155 Vgl. u.a. UAH B-8917/27, Schreiben von Franz Himstedt an Rektor Anschütz, 13. Juli 1923.
156 Vgl. Giovannini: Republik (wie Anm. 12), S. 114.
157 Ebd.
158 Vgl. Albrecht: Sozialdemokrat (wie Anm. 7), S. 62.
159 UAH B-8910/602, Urteilsbegründung gegen Mierendorff.
160 GLA 235 Nr. 3314, Deutsche Hochschulzeitung, Artikel „Die Schande von Heidelberg“,

nicht datiert.
161 Giovannini: Republik (wie Anm. 12), S. 114. Auch Jaspers beschreibt negative Reaktionen

im Lehrkörper, vgl. Jaspers: Erinnerung (wie Anm. 112), S. 16.
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